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A. Mündlidie Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Wiederherstellung der früheren Strafbe- 
stinunungen über die Nichtanzeige geplanter 
Verbrechen und des Landesfriedensbruchs zur 
Bekämpfung des Sympathisantenkreises der 
linksradikalen Terroristen unvermeidbar ist, 
oder was gedenkt die Bundesregierung anson- 
sten zu tun, um die Unterstützung der Anar- 
chisten durch Sympathisanten zu unterbinden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


2, Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte beabsichtigt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um in Ge- 
sprächen und Verhandlungen mit der DDR 
darauf hinzuwirken, daß Deutschen, die wegen 
sogenannter Fluchthilfe von der Jusitz der 
DDR belangt werden, in Erfüllung des Norma- 
lisierungsgebots des Grundlagenvertrags ein 
fairer Prozeß nach rechtsstaatlichen Grundsät- 
zen, insbesondere die wirksame Verteidigung 
durch Anwälte ihres Vertrauens und die Mög- 
lichkeit der Teilnahme eines Vertreters der 
Bundesregierung an der gesamten Hauptver- 
handlung, zugestanden wird? 


3. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte erwägt die Bundes- 
regierung, um zu erreichen, daß die jüngsten 
— der Normalisierungspflicht des Grundlagen- 
vertrages kraß widersprechenden — Terror- 
urteile mit lebenslangen Freiheitsstrafen gegen 
Deutsche, die der sogenannten Fluchthilfe und 
ähnlicher Delikte beschuldigt werden, nicht 
vollstreckt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


4. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Wann kann damit gerechnet werden, daß der 
Bundesausschuß für Berufsbildung zur Berufs- 
grundbildungsjahr- Anrechnungs-Verordnung 
gegenüber der Bundesregierung Stellung 
nimmt? 


5. Abgeordneter In welchem Umfange sind im Haushaltsjahr 
Dr. Schweitzer 1975 Maßnahmen der Bundesregierung zur 
(SPD) Förderung polnischer Wissenschaftler in der 

Bundesrepublik Deutschland zu erwarten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


6. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


Welche Aufgaben nehmen die Herren Uwe 
Lorenzen und Peter Zoller in welchem Bundes- 
ministerium wahr, insbesondere, gehört zu 
diesen Aufgaben auch die Durchführung von 
Wahlverans taltun gen für die SPD? 


7. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Haben die Herren Lorenzen und Zoller die in 
Presseberichten erwähnten Wahlveranstaltun- 
gen der SPD in List auf Sylt und in Süderlu- 
gum mit Wissen des zuständigen Bundesmini- 
sters und mit seinem Einverständnis durch- 
geführt, wenn nein, wie hat der zuständige 
Bundesminister reagiert, nachdem er von die- 
sen Wahl Veranstaltungen Kenntnis erlangt 
hatte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 

Dr. Evers durch den Bundesminister für Forschung und 

(CDU/CSU) Technologie vergebenen Forschungsaufträge 

zur Untersuchung der Möglichkeiten zur Ver- 
ringerung der Motorengeräusche von Kraft- 
fahrzeugen auch die Untersuchung der Schall- 
dämpfung bei Flugzeugmotoren einzubezie- 
hen? 

9. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen die Errich- 

Dr.-Ing. Laermann tung von Kernkraftwerken vor den deutschen 
(FDP) Küsten in Erwägung gezogen wird, oder sind 

bereits Standorte ausgewählt worden, und in- 
wieweit ist die Bundesregierung bisher an der- 
artigen Planungen mitbeteiligt? 

10. Abgeordneter Liegen Untersuchungen über die Realisierbar- 
Dr.-Ing. Laermann keit, die Vor- und Nachteile, insbesondere 
über die meteorologischen, ökologischen und 
sozio-ökologisdien Folgewirkungen derartiger 
„Off-shore" -Reaktoren vor? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeiten zur Errichtung „schwimmender" 
Kernkraftwerke generell und insbesondere un- 
ter der Beachtung der möglichen Ergebnisse 
der Seerechtskonferenz? 

Welche Unterschiede sieht die Bundesregie- 
rung in der Standortplanung von Off-shore 
Kernkraftwerken für Nord- und Ostsee? 


(FDP) 


11. Abgeordneter 
Zywietz 
(FDP) 


12. Abgeordneter 
Zywietz 
(FDP) 
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13. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 


(FDP) 


Trifft es zu, daß von privater Seite Studien 
darüber angestellt werden, ob in großen Fluß- 
mündungen „Off-shore" -Reaktoren errichtet 
werden können, und wird die Bundesregierung 
diese auswerten? 


14. Abgeordneter 

Dr. Hirsdi 


(FDP) 


Sind der Bundesregierung Erfahrungen anderer 
Länder auf diesem Gebiet bekannt, und wo hat 
man solche Projekte erprobt? 


15. Abgeordneter 

Dr. Haenschke 


(SPD) 


Welche wirtschaftlichen Anreize, Verbote oder 
Gebote könnten nach Ansicht der Bundesregie- 
rung zur verstärkten Nutzung der Sonnen- 
energie führen? 


16. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe veranlaßten den Bundesmini- 
ster für Forschung und Technologie, Professor 
Pöhler vom Sozialwissenschaftlichen Institut 
des DGB in Dortmund zum neuen Projektleiter 
des Programms „Humanisierung der Arbeits- 
welt" bei der DFVLR zu berufen? 


17. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


Wann ist die Stelle für den Projektleiter des 
Programms „Humanisierung der Arbeitswelt" 
ausgeschrieben worden, wieviel Bewerbungen 
sind eingegangen, wer entscheidet über die 
Besetzung? 


18. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Berech- 
Dr. Sperling nungen von Dr. P. Chapman in New Scientist 

(SPD) vom 19. Dezember 1974, die besagen, daß zum 

Bau von Kernreaktoren und deren Brenn- 
stoffbeschickung mehr elektrische Energie ver- 
braucht wird, als die Reaktoren in den ersten 
Jahren ihres Betriebes erzeugen? 


19. Abgeordneter Sind die Überlegungen richtig, daß ein schnel- 
Dr. Sperling 1er Ausbau von Kernreaktoren infolgedessen 

(SPD) zeitweilig, nach Zahl und Leistungsfähigkeit 

der Reaktoren unterschiedlich lang, mehr Ener- 
gie aus fossilen Brennstoffen verbrauchen wird, 
als die erstellten Reaktoren liefern können und 
ein schneller Ausbau deshalb zu einer zeit- 
weiligen Energielücke führt? 


20. Abgeordneter Wie erklärt die Bimdesregierung, daß die Ant- 
Dr. Gruhl wort des Bundesministers für Forschung imd 

(CDU/CSU) Technologie auf meine Frage nach den gesi- 

cherten Uranlieferungen am 17. April 1975 
lautete, 1985 seien 15 Prozent des Bedarfs ge- 
sichert, während ein Vertreter der Bundesre- 
gierung (meines Wissens aus dem gleichen 
Ministerium) wenige Tage zuvor vor dem 
Wirtschaftsausschuß erklärte, daß schon ab 
1980 nur noch 5 Prozent des jährlichen Uran- 
bedarfs fest gedeckt sind? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Innern 


21. Abgeordneter 
Würtz 


(SPD) 


22. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Dr. Sdiulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Gibt es für die vom Dienst in der Bundeswehr 
befreiten Helfer im Katastrophenschutz ein- 
heitlich festgelegte Jahresmindestdienstzeiten, 
für die sich der freiwillige Helfer verpflichten 
muß? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mas- 
senproteste gegen geplante Kernkraftwerke 
— nach Wyhl nun in Schweinfurt gegen den 
Reaktor Grafenrheinfeld — angesichts der Tat- 
sache, daß nach Auskunft des Bundesinnen- 
ministers insgesamt acht Bundesministerien am 
Genehmigungsverfahren für diese Kernkraft- 
werke beteiligt sind — und im bezug auf Gra- 
fenrheinfeld — nachdem die Reaktorsicher- 
heitskommission (RSK) in ihren Empfehlungen 
vom 28. Mai 1974, die am gleichen Tag vom 
Bundesinnenminister bekannt gemacht wurden, 
zu dem Schluß kommt, „Die RSK erachtet des- 
halb den Standort Grafenrheinfeld für die Er- 
richtung eines Kernkraftwerks des vorgesehe- 
nen Typs für geeignet"? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Gründe 
für „die entschiedene Ablehnung", die auf der 
Schweinfurter Protestkundgebung gegen das 
Kernkraftwerk Grafenrheinfeld wie folgt zu- 
sammengefaßt wurden: Der Standort liege zu 
nahe an der Stadt, der Main drohe nun voll- 
ens zu einer stinkenden Brühe zu werden, die 
gigantischen Kühltürme könnten das Klima 
nachteilig beeinflussen? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die bei- 
den Vorsitzenden der Gewerkschaft der Poli- 
zei, Werner Kuhlmann und Dr. Kurt Ginzel, 
vertrauliches Material und Ausbildungsvor- 
schriften der Polizei an den Terroristen Borvin 
Wulf in seiner Eigenschaft als ehemaliger SPD- 
Funktionär ausgehändigt haben, und was 
haben die Ermittlungen des Bundeskriminal- 
amts oder anderer Stellen zu diesem Vorgang 
ergeben? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung 
des Waffengesetzes in die Wege zu leiten mit 
dem Ziel, den Verkauf von Modellwaffen und 
4 mm-Waffen im freien Verkauf zu unter- 
sagen? 


26. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die früheren Beschäftigungsverhältnisse des 
Personals der deutschen Lufthansa als öffent- 
lichen Dienst anzuerkennen, nachdem die Be- 
teiligung der öffentlichen Hand am Anlage- 
kapital der Gesellschaft gegen Ende des zwei- 
ten Weltkriegs rund 95”/o betrug und die Ge- 
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27. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Lambinus 


(SPD) 


30. Abgeordneter 
Lambinus 


(SPD) 


31. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


32. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


Seilschaft trotz ihrer privaten Rechtsform nach 
einem Erlaß des Reichs- und Preußischen Ar- 
beitsministers vom 30. März 1935 (Az. Z III b 
5977/35) „als öffentlicher Betrieb anzusehen" 
war? 

Hat der Präsident des Bundesamts für Ver- 
fassungsschutz, Dr. Günter Nollau, die Bundes- 
regierung über die Erkenntnisse der Sicher- 
heitsbehörden informiert, wonach der seit 1971 
bei der SPD in führender Funktion tätige Bor- 
vin Wulf spätestens seit 1972 nachweislich 
enge Verbindungen zu Mitgliedern der Baader- 
Meinhof-Bande hatte, und hat die Bundesre- 
gierung der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands darüber gegebenenfalls Mittei- 
lung gemacht? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß der im Januar 1975 verhaftete 
Anarchist Borvin Wulf über Jahre hinweg in 
einer demokratischen Partei tätig sein konnte 
und seine Parteifunktion für die Baader-Mein- 
hof-Bande ausnutzen konnte, obwohl den Si- 
cherheitsbehörden bereits seit langem gesi- 
cherte Erkenntnisse über einen Teil seiner 
Verbindungen zu den Anarchisten Vorlagen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, künftig bei 
Einladungen zu Gesprächen zwischen Bundes- 
ministern und Abgeordneten streng zu unter- 
scheiden zwischen direkt gewählten Parlamen- 
tariern und Listenabgeordneten? 

Hält es die Bundesregierung mit dem Grund- 
gesetz vereinbar, daß direkt gewählte Abge- 
ordnete als Parlamentarier „besonderer Art" 
eingestuft werden und über Listen gewählte 
Abgeordnete somit als Abgeordnete zweiter 
Klasse diskriminiert werden? 

Was ist aus den Überlegungen der Bundes- 
regierung geworden, die Kosten für den Be- 
trieb von Dienstwagen drastisch einzuschrän- 
ken? 

Zu welchem Ergebnis haben die beiden von 
der Bundesregierung in Aufrag gegebenen 
Kosten-Nutzen-Untersuchungen geführt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


33. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Angaben des Bun- 
desfinanzministers und der Länderfinanzmini- 
ster darüber vor, in welcher Höhe die Ama- 
teursportvereine im Rahmen ihrer sportlichen 
Tätigkeit im Jahr 1974 Steuern gezahlt haben? 
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34. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung Angaben des Deut- 
schen Sportbundes bestätigen, daß von den 
Amateursportvereinen in der Bundesrepublik 
Deutschland jährlich zwischen 22 Millionen 
und 25 Millionen DM an steuerlichen Abgaben 
(z. B. Körperschaftsteuer) gezahlt werden? 


35. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in dem Gebiet 
des Oberzentrums Braunschweig, das nach den 
Beschlüssen des VW-Aufsichtsrats 9750 Ar- 
beitsplätze verlieren wird, die in diesem Ge- 
biet vorhandenen Bundesbetriebe und Bundes- 
forschungsanstalten zu stabilisieren und neue 
Arbeitsplätze zu schaffen? 


36. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Schlepperfahren in der Landwirtschaft eine 
„typische land- und forstwirtschaftliche Arbeit" 
im Sinne des § 40 a Abs. 2 EStG 1975 ist, daß 
diese Tätigkeit im Regelfall keine Fachkraft 
erfordert und daß es demzufolge unter den 
heutigen landwirtschaftlichen Verhältnissen 
nicht mehr gerechtfertigt ist zu unterstellen, 
eine Aushilfskraft, die Schlepper fährt, sei 
eine „land- und forstwirtschaftliche Fachkraft"? 


37. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Welche Weisungen hat die Bundesregierung 
den Finanzbehörden zur Auslegung des Be- 
griffs „Fachkräfte" und „typisch land- und 
forstwirtschaftliche Arbeiten" im Sinne des 
§ 40 a Abs. 2 EStG 1975 gegeben, ist sie bereit, 
diese Weisungen gegebenenfalls so zu moder- 
nisieren („Treckerführer"), daß als „Fachkräf- 
te" im Sinne dieser Bestimmung nur solche 
Aushilfskräfte angesehen werden, die über 
eine land- und forstwirtschaftliche Ausbildung 
verfügen? 


38. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSU) 


Worauf führt der Bundesfinanzminister es zu- 
rück, daß nach seiner Erklärung in der letzten 
Personalversammlung die Mehrheit der Be- 
diensteten seines Ministeriums „gegen ihn ist" 
(Hinweis auf die „Welt" vom 25. April 1975)? 


39. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, wenig- 
stens einen ungefähren Termin für die in 
Aussicht genommene Erhöhung der Mehrwert- 
steuer anzugeben, und welcher Prozentsatz 
kommt nach den Vorstellungen der Bundes- 
regierung in Frage? 


40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung im Falle der Erhöhung 
Engelsberger der Mehrwertsteuer bereit, für die Gastrono- 

(CDU/CSU) mie — wie auch in anderen europäischen Län- 

dern der Fall — eine Halbierung des Steuer- 
satzes vorzusehen, um die bereits bestehende 
Wettbewerbsverzerrung nicht noch weiter zu 
verschärfen, sondern abzubauen? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtsdiaft 


41. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


42. Abgeordneter 
Dr. Graf 
Lambsdorff 
(FDP) 


43. Abgeordneter 
Dr. Graf 
Lambsdorff 
(FDP) 


44. Abgeordneter 
Dr. Schwerer 


(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Dr. Schwöret 


(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Breidbach 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung das Memorandum des 
Verbandes der Zigarettenindustrie über ver- 
gleichende Zigarettentests in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zur Auseinandersetzung mit 
der Stiftung Warentest vom 7. März 1975 be- 
kannt, und welche Stellung hat sie gegebenen- 
falls dazu genommen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der statistische Ausweis der „Bruttoeinkom- 
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen" 
ungenügend ist und in die Bestandteile Brutto- 
gehälter der selbständigen Erwerbstätigen, 
Mieteinkommen der privaten Haushalte, Ein- 
kommen aus Zinserträgen, Nettopachten und 
immateriellen Werte und Gewinne aufge- 
schlüsselt werden müßte? 

Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetz- 
entwurf vorzulegen, der die Erhebung der 
hierzu notwendigen statistischen Unterlagen 
ermöglicht, um eine weniger emotionale Ver- 
teilungsdiskussion zu ermöglichen? 

Treffen Presseberichte zu, daß Bundeswirt- 
schaftsminister Dr. Friderichs erklärt habe, daß 
die Bundesrepublik Deutschland in Zukunft 
nur noch das „know how" liefern wird und daß 
die Fabrikation vieler Industriegüter in Län- 
dern mit niedrigeren Löhnen erfolgen soll? 

Wie will die Bundesregierung diese Gefähr- 
dung der Arbeitsplätze abwehren, und ist sie 
sich darüber im klaren, daß diese Gefährdung 
nur abgewendet werden kann, wenn die In- 
vestitionstätigkeit in weitaus größerem Maße 
verstärkt wird, und ist sie dazu bereit, steuer- 
liche und kreditpolitische Konsequenzen zu 
ziehen? 

Hält die Bundesregierung an der Ansicht ihres 
wirtschaftspolitischen Pressesprechers fest, daß 
sie ihre Orientierungszahlen z. B. über das 
reale Wachstum beibehalten kann, obwohl sich 
die tatsächlichen Voraussetzungen geändert 
haben? 

Teilt die Bundesregierung die in der Frank- 
furter Rundschau vom 26. April 1975 veröffent- 
lichte Meinung eines namentlich nicht genann- 
ten „Beamten" des Bundeswirtschaftsministe- 
riums, der bezogen auf die Stahlindustrie fol- 
gendes gesagt hat: „Die Brüder sind in den 
letzten drei Jahren doch allzu sehr verwöhnt 
worden. Ihre Maßstäbe haben sich so ver- 
schoben, daß eine Normalisierung schon als 
Katastrophe empfunden wird. Da ist viel spe- 
kuliert und noch mehr verdient worden an 
ungeheuren Rüstungsaufträgen."? 
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48. Abgeordneter 

Breidbach 


(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Dr. Klepsch 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Dr. Klepsch 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, den in 
Frage kommenden Beamten und den Journa- 
listen, die für diese Veröffentlichung die Ver- 
antwortung tragen über die tatsächlichen Ur- 
sachen des Konjunktureinbruchs zu informie- 
ren, der wie die EG-Kommission am 29. April 
1975 feststellte, zu Preis verfall und Kurzarbeit 
im größten Ausmaß führte, und damit die 
Veröffentlichung in der Frankfurter Rundschau 
vom 26. April 1975 richtig zu stellen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Diskre- 
panz zwischen den Zahlen des Gutachtens der 
fünf wirtschaftswissenschaftlichen Institute und 
der Prosa, die das Gutachten seinen Zahlen 
angefügt hat? 

Angesichts der zunehmenden Tagestouristik 
in vielen Fremdenverkehrsgemeinden frage ich 
die Bundesregierung, ob Maßnahmen geplant 
sind, die die Fremdenverkehrs-Infrastruktur 
stärker auf diesen Zweig des Tourismus ab- 
stellen, und ob die staatlichen Fördermittel für 
den Fremdenverkehr dem Gesichtspunkt der 
Tagestouristik bisher voll Rechnung getragen 
haben? 

Durch welche Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung, die sich bei der Realisierung der 
Auslandsinvestitionen speziell bei der mittel- 
ständischen Wirtschaft ergebenden Haupt- 
schwierigkeiten abbauen zu helfen, und ist 
hinsichtlich künftiger Auslandsengagements 
die Gründung weiterer Auslandshandelskam- 
mern geplant? 

Ist es mit der bisherigen Praxis und den 
Grundsätzen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
vereinbar, wenn ein Land bei den Schwer- 
punktorten ein „rollierendes System" derge- 
stalt einführen will, daß z. B. zu den jeweiligen 
Anmeldeterminen bestimmte Schwerpunktorte 
regelmäßig ausgewechselt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


53. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach durch 
Kiechle eine inzwischen den Ressorts zugeleitete Richt- 

(CDU/CSU) linie des Bundesministeriums für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten eine Kürzung der 
Getreidefrachthilfe von bisher 25^/o auf 15Vo 
ab 1. Mai 1975 vorgesehen ist, und aus welchen 
Gründen und mit welchen Konsequenzen er- 
folgt dies? 
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54. Abgeordneter 
Freiherr 

von Kühlmann- 

Stumm 

(CDU/CSU) 

55. Abgeordneter 
Freiherr 

von Kühlmann- 

Stumm 

(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


57. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 

58. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der Nichtvermarktungsprämie für 
Rinder auf Erzeuger und Verbraucher? 


Aus welchem Grund ist anläßlich der letzten 
Agrarministerverhandlung in Brüssel die vor- 
geschlagene Erhöhung der Beteiligung des 
Agrarfonds am europäischen Bergbauernpro- 
gramm an dem Widerstand der Bundesregie- 
rung gescheitert? 

Welche Anzahl von Landwirten hat von der 
Möglichkeit, Landabgaberente zu beziehen, 
Gebrauch gemacht, und wie ist das Verhältnis 
von Antragstellern zu bisherigen positiven 
Bescheidungen? 

Welche Betriebsflächengröße haben die im 
Rahmen der Landabgaberente übertragenen 
Betriebe bzw. Landflächen, und von welchen 
Betriebsgrößen werden sie übernommen? 

Auf welche Weise will die Bundesregierung 
die deutsche Landwirtschaft vor Wettbewerbs- 
verzerrungen schützen, die durch eine günstige 
Erntefinanzierung in Frankreich und anderen 
Ländern der Europäischen Gemeinschaft ent- 
stehen können? 

Aus welchen Gründen vermindert die Bundes- 
regierung die Zuschüsse für Seminare der 
Landjugend, obgleich ihr bekannt ist, wie 
schwierig wirkungsvolle Landjugendarbeit ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


60, Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 

Scheffler 


(SPD) 


62, Abgeordneter 

Scheffler 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerun- 
gen, die 15-jährigen Vorausberechnungen auf 
dem Gebiet der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung würden deren „extrem weiten Zeithori- 
zont" nicht gerecht und das geltende Umlage- 
verfahren sei zur Abwicklung der Rentenan- 
sprüche der ausländischen Arbeitnehmer nicht 
geeignet? 

In welcher Weise können die Sportvereine 
beim Bau von Sportanlagen finanzielle Unter- 
stützung im Rahmen der sogenannten Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen erhalten? 

Besteht die Möglichkeit, die bei Sportbaumaß- 
nahmen der Sportvereine entstehenden Lohn- 
kosten gegenwärtig als Darlehen zu besonders 
günstigen Zinssätzen zu erhalten? 
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63. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Erscheint nach Auffassung der Bundesregie- 
rung die bereits 1937 in ihrer Höhe festgelegte 
und bisher nicht dynamisierte Rente der Ver- 
sorgungskasse der deutschen Luftfahrt ange- 
sichts des ständigen Geldwertrückgangs heute 
noch sozial vertretbar insbesondere in den 
Fällen, in denen die Betroffenen mangels an- 
derer Versorgungseinkünfte ausschließlich auf 
die Leistungen der Versorgungskasse ange- 
wiesen sind? 

Welche Folgerungen sind hinsichtlich der An- 
passung der Versorgungsleistüngen an die 
wirtschaftliche Enwicklung nach Auffassung 
der Bundesregierung aus der Tatsache zu zie- 
hen, daß das ehemalige fliegende Personal der 
deutschen Lufthansa ausschließlich wegen der 
Besonderheiten dieses Berufs nicht in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung, sondern in 
einer privaten Versorgungskasse zwangsver- 
sichert wurden, — die 1945 zunächst aufge- 
löst — erst 1957 wieder in die Lage versetzt 
wurde, nicht dynamisierte Rentenzahlungen in 
Höhe des Rentenniveaus des Jahrs 1937 zu 
leisten?^ 

Hält es die Bundesregierung im Hinblick auf 
die Tatsache, daß im Bereich der gesetzlichen 
Rentenversicherung die Höhe der Zuweisungen 
aus dem Bundeshaushalt für die Arbeiterren- 
tenversicherung im Jahr 1974 18,6Vo und für 

die Angestelltenversicherung 6,4Vo der Ge- 
samtaufwendungen betrug, bei Würdigung der 
besonderen Situation der für die deutsche 
Luftfahrt geschaffenen Betriebsversorgung für 
sachlich gerechtfertigt, die Zuweisung ver- 
gleichbarer Zuschüsse auch an die Versor- 
gungskasse für die deutsche Luftfahrt zu er- 
möglichen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung dahin ge- 
hende Vorschläge der Versorgungskasse der 
deutschen Luftfahrt im Wege der Kreditge- 
währung (Einräumung von Ausgleichsforde- 
rungen oder Gewährung eines zinslosen Dar- 
lehens) die Zeichnung von Bundesanleihen zu 
ermöglichen, deren Zinserträge für die Anpas- 
sung der Renten des fliegenden Personals an 
das Rentenniveau im übrigen Sozialbereich 
Verwendung finden könnten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Frage 
der Vergleichbarkeit der privatrechtlich struk- 
turierten Versorgungskasse für die deutsche 
Luftfahrt mit anderen privatrechtlichen Ver- 
sorgungskassen, und hält die Bundesregierung 
insoweit eine Gleichbehandlung auch unter 
Berücksichtigung der besonderen verkehrs- 
wirtschaftlichen und verkehrspoliti'schen Auf- 
gaben der deutschen Luftfahrt und der domi- 
nierenden Beteiligung der öffentlichen Hand 
an dieser Einrichtung für gerechtfertigt? 
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68. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
weitere Maßnahmen zur Verbesserung der 
Versorgung des fliegenden Personals der alten 
deutschen Lufthansa wegen der besonderen 
Umstände, die dem betroffenen Personenkreis 
den Zugang zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung versperrten und nur eine Versicherung 
auf privatrechtlicher Grundlage ermöglichten, 
nicht zwangsläufig präjudizielle Auswirkungen 
auf andere private Versicherungsverhältnisse 
haben würden? 


69. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung unter Be- 
rücksichtigung der Sozialklausel und des 
Gleichheitsgrundsatzes unserer Verfassung die 
Tatsache, daß ein Flugkapitän der alten deut- 
schen Lufthansa nach 20 Dienstjahren eine 
nichtdynamisierte Rente von maximal 360 DM 
monatlich als Vollversorgung bezieht, während 
vergleichsweise ein Flugkapitän der neuen 
Lufthansa gegenwärtig mit ca. 4500 DM bis 
5200 DM dynamischer Rente in Pension geht? 


70. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für sozial gerecht, 
daß ein früherer Flugkapitän der alten deut- 
schen Lufthansa nach 20 Dienstjahren auf die 
zusätzliche Inanspruchnahme von Leistungen 
aus der Sozialhilfe angewiesen ist, um seine 
Alterssicherung mindestens auf Fürsorgeni- 
veau anzuheben? 


71. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, ob und welche Nachteile sich aus dem 
von den Alliierten verhängten 10-jährigen 
Flug- und damit Berufsverbot für die Versor- 
gung des ehemaligen fliegenden Personals der 
alten deutschen Lufthansa ergeben, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, sol- 
che Nachteile gegebenenfalls im Rahmen des 
Rentenrechts auszugleichen? 


72. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der hier 
infrage stehende Personenkreis heute zahlen- 
mäßig nur noch 192 Angehörige des früheren 
fliegenden Personals und etwa 150 Witwen 
umfaßt, so daß der für eine Aufbesserung der 
Versorgungsbezüge dieses Personenkreises 
notwendige jährliche Finanzbedarf — bei ab- 
sinkender Tendenz — als kaum ins Gewicht 
fallend anzusehen ist? 


73. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung angesichts der 
Versorgungsprobleme des ehemaligen fliegen- 
den Personals der alten deutschen Lufthansa 
zur Einführung eines „Notpfennig Deutsche 
Lufthansa"? 
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74. Abgeordneter 

Dr. Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 


75. Abgeordnete 
Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
die besonderen Härten bei den Versorgungs- 
empfängern der Versorgungskasse der deut- 
schen Luftwaffe entsprechend der im Bereich 
der Kriegsfolgenhilfe bestehenden Heimkeh- 
rer-Stiftung und der Stiftung für ehemalige 
politische Häftlinge aus Mitteln einer zu er- 
richtenden „Stiftung Deutsche Lufthansa" be- 
seitigt werden können? 

Treffen Pressemeldungen zu, die Ausgaben der 
gesetzlichen Krankenversicherung würden in 
diesem Jahr um 20Vo steigen, und welche 
Konsequenzen wird die Bundesregierung dar- 
aus ziehen? 


76. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 

77. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 

80. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Dr. Sprung 

(CDU/CSU) 


Wie stellt sich nach der Entwicklung im ersten 
Quartal 1975 die zukünftige Finanzierung der 
gesetzlichen Rentenversicherung dar? 


Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß 
die monatlichen Arbeitsmarktdaten wie bisher 
vollsändig aufbereitet und sachverständig in- 
terpretiert vom Präsidenten der Bundesanstalt 
für Arbeit veröffentlicht werden, und wie 
rechtfertigt die Bundesregierung, daß die Daten 
für die Monate März und April seitens der 
Bundesregierung vorzeitig sowie unvollständig 
und in einseitiger Auswahl an die Öffentlich- 
keit gelangten? 

Ist die Bundesregierung jetzt bereit, unter dem 
Eindruck des Gutachtens der wirtschaftswissen- 
schaftlichen Institute und der wirtschaftlich- 
sozialen Entwicklung (Zunahme der Kurzar- 
beiterzahl auf 900 000 und der saisonbereinig- 
ten Arbeitslosenzahl auf über 1 Million) ihre 
wirtschaftspolitischen Projektionen vom Janu- 
ar dieses Jahres zu korrigieren? 

Welche Konsequenzen ergeben sich auf Grund 
dieser Entwicklung für das Budget der Bundes- 
anstalt für Arbeit in Nürnberg? 

Seit wann, in welchen Abständen und in wel- 
cher Form werden von der Bundesanstalt für 
Arbeit regelmäßig die amtlichen Zahlen über 
die Entwicklung des Arbeitsmarktes der Öf- 
fentlichkeit mitgeteilt, und welche Änderun- 
gen in der Bekanntgabe der Arbeitsmarktdaten 
sind in letzter Zeit vorgenommen worden oder 
in Zukunft vorgesehen? 

Waren dem Herrn Bundeskanzler die Zahlen 
über die Entwicklung am Arbeitsmarkt im 
April mit 1 087 100 Arbeitslosen und 899 600 
Kurzarbeitern sowie die Abnahme der Auf- 
tragseingänge im März, die um 12,2Vo unter 
den entsprechenden Vorjahreswerten lagen. 
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82. Abgeordneter 

. Horstmeier 
(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Russe 


(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 

Russe 


(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


bekannt als er am 1. Mai in einem Interview 
mit der NRZ erklärte: „Es geht jetzt ganz 
eindeutig aufwärts, die aufwärtsgerichteten 
Zeichen mehren sich. . . . Der Tiefstpunkt der 
Konjunktur ist durchschritten. Von nun an 
geht es in der Bundesrepublik aufwärts. Ich 
bleibe also bei meiner Frühsommerprognose.", 
und wie läßt sich diese Äußerung mit den oben 
angeführten Realitäten vereinbaren? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die sozialrechtliche Gleichbehandlung von 
Waisen von landwirtschaftlichen Unterneh- 
mern herzustellen, die keinen Anspruch auf 
Familienhilfe nach dem KVLG mehr haben, 
jedoch die Voraussetzungen für den Bezug von 
Waisengeld nach dem 18. RAG erfüllen? 

Warum hat der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung bei der Bekanntgabe der Ar- 
beitslosenzahlen für April es unterlassen, 
darauf hinzuweisen, daß der Rückgang der 
Arbeitslosigkeit im Monat April erheblich ge- 
ringer gewesen ist als im April der vergange- 
nen Jahre? 

Was hat den Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung bei der Bekanntgabe der Ar- 
beitslosenzahlen für April veranlaßt zu ver- 
schweigen, daß die Arbeitslosenzahl in Nord- 
rhein-Westfalen im Monat April angestiegen 
ist? 

Welche Gründe haben den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung veranlaßt, von der 
bisher geübten Praxis, die Zahlen über die 
Entwicklung am Arbeitsmarkt durch den Prä- 
sidenten der Bundesanstalt für Arbeit in Nürn- 
berg bekanntzugeben, bei den Zahlen für den 
Monat April abzuweichen und einen Teil die- 
ser Daten selbst zu veröffentlichen? 

Warum hat der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung bei der gezielten Bekanntgabe 
der Arbeitslosenzahlen für April verschwiegen, 
daß die Zahl der Kurzarbeiter gleichzeitig 
stark angestiegen ist und sich die Arbeitslosen- 
quote — saisonbereinigt — verschlechtert hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


87. Abegordneter Angesichts des Problems, daß infolge der 
Kroll-Schlüter Strukturreform der Bundeswehr immer häufi- 
(CDU/CSU) ger auch länger dienende Soldaten mit Kind 

und berufstätiger Ehefrau die Dienststelle 
bzw. den Standort wechseln müssen, frage ich 
die Bundesregierung, welche Möglichkeiten sie 
sieht, für Soldaten Prioritäten im Hinblick auf 
die langen Wartefristen für Kindergarten- 
plätze zu setzen? 
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88. Abgeordneter 
Dr. Jens 


(SPD) 


89. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 

Nordlohne 

(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


92. Abgeordneter 
Würtz 


(SPD) 


Wird sich die Bundesregierung nach dem fol- 
genschweren Absturz eines Kampfflugzeuges 
in Vechta verstärk darum bemühen, daß bei 
Übungsflügen aller NATO-Mitglieder bewohn- 
te Gebiete weniger als bisher und größere 
Industrieanlagen nicht mehr überflogen wer- 
den? 

Ist die Bundesregierung angesichts der schwe- 
ren Flugzeugkatastrophe in Vechta am 2. Mai 
1975, bei der durch den Absturz eines belgi- 
schen Kampfflugzeuges vom Typ „Mirage V" 
der belgische Pilot und sieben Zivilpersonen, 
darunter fünf Kinder, ums Leben kamen, et- 
liche Bewohner schwer verletzt wurden und 
hoher Sachschaden entstanden ist, bereit, ge- 
meinsam mit den übrigen NATO-Partnern zu 
prüfen, ob Tiefflüge über Städte und Gemein- 
den unter 100 000 Einwohnern in einer Höhe 
von nur 500 Fuß über Grund (150 m) wegen 
der dadurch bedingten Gefährdung der Zivil- 
bevölkerung untersagt werden? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Tief- 
flüge, die ausschließlich der Übung des Unter- 
fliegens „feindlicher Radaranlagen" dienen, 
künftig in weniger dicht besiedelten Gebieten 
durchzuführen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
„Apites für Sicherheit der Bundeswehr", wo- 
nach „die ideologische Ausrichtung der für die 
Kriegsdienstverweigerung werbenden Organi- 
sationen erkennen läßt, daß hinter der Masse 
der Anträge nicht die Überzeugung zum huma- 
nitären Pazifismus, sondern Ablehnung der 
verfassungsmäßigen Grundordnung steht"? 

Erscheint es dem Bundesminister der Verteidi- 
gung für den Lehr- bzw. Lernerfolg von Solda- 
ten an Schuleinrichtung der Bundeswehr wich- 
tig zu sein, daß diese in Uniform am Unter- 
richt teilnehmen müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


93. Abgeordneter 
Dr. Hammans 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung im Hinblick auf § 37 
Abs. 2 Nr. 5 des Lebensmittelgesetzes bekannt, 
daß der am 8. Februar 1975 verstorbene briti- 
sche Nobelpreisträger Prof. Sir Robert Robin- 
son kurz vor seinem Tode geschrieben hat, 
Fluoride seien gefährlich und ihre karies- 
hemmende Wirkung zweifelhaft, sicher sei 
jedoch, „daß sie toxische Substanzen erzeugen, 
die Gefahren im Verlauf des Stoffwechselpro- 
zesses mit sich bringen, und zwar direkt im 
Menschen und indirekt über die Nahrung"? 
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94. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 

95. Abgeordneter 
Kroll-Schlüter 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


Welche Pläne bestehen in Verbindung mit den 
Bundesländern für die Ausgabe des bundes- 
einheitlichen Notfallausweises? 

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierimg 
aus den Äußerungen des Mediziners Professor 
Werner Kühne auf einem Internationalen Lun- 
genärztekongreß in Düsseldorf, wonach bereits 
Babys stark rauchender Eltern zunehmend von 
der Gefahr einer Frühinvalidität bedroht seien, 
diese „die schwächsten Glieder in der langen 
Kette der passiven Raucher" seien und sie 
keine Chance hätten, die Dauereinwirkungen 
des auch ins Kinderzimmer wehenden „blauen 
Dunstes" mit seinen schädlichen Kohlenwasser- 
stoffen und Nitrosegasen durch einen gefestig- 
ten Organismus zu mildern (vgl. „Raucherkrebs 
im Kinderzimmer", dpa-Meldung in der Süd- 
deutschen Zeitung Nr. 102 vom 5. Mai 1975)? 

Ist der Bundesregierung das Memorandum des 
Verbandes der Zigarettenindustrie zur Ausein- 
andersetzung mit der Stiftung Warentest vom 
7. März 1975 bekannt, und welche Stellung hat 
sie gegebenenfalls dazu genommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


97. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

- (CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 

Tillmann 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die in einem 
verkehrswirtschaftlichen Gutachten vorgeschla- 
gene Trassenführung einer Küstenautobahn 
und die damit zusammenhängende autobahn- 
ähnliche Netzergänzung zwischen Lüneburg 
und Lübeck (Nordlandlinie) in die für 1975 vor- 
gesehene Überprüfung und Fortschreibung des 
Bejdarfsplans für den Bundesfernstraßenbau 
aufzunehmen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Vor- 
standsmitglieder der Deutschen Bundesbahn 
gutdotierte Aufsichtsrats- und Beiratssitze inne 
haben — aber nicht — wie in anderen Verwal- 
tungen üblich — einen bestimmten Teil der 
Vergütung an die Staatskasse abliefern, weil 
sie als Vorstandsmitglieder der Deutschen Bun- 
desbahn zum Mitglied dieser Gremien berufen 
worden sind und die damit verbundenen Tätig- 
keiten in ihrer Dienstzeit aus führen? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
es zutrifft, daß der 1. Präsident der Deutschen 
Bundesbahn nach einem Krankenhausaufent- 
halt dem Pflegepersonal anstelle eines Trink- 
gelds Freifahrscheine für die Benutzung der 
Deutschen Bundesbahn aushändigte? 
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100. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Treffen Informationen zu, wonach die Bundes- 
regierung beabsichtigt, die Dringlichkeitsstufe 
der Bundesautobahn zwischen Kempten/Wal- 
tenhofen und Weitnau/Wangen negativ zu ver- 
ändern, trotz abgeschlossenem Planfeststel- 
lungsverfahren den Baubeginn um Jahre zu 
verschieben und wenn nein, wann wird der 
Weiterbau dieser begonnenen Strecke erfol- 
gen? 


101. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß dem 
Verwaltungsrat der Deutschen Bundesbahn 
bisher kein Bericht über die durch den Flug- 
zeugabsturz von Nairobi bekanntgewordene 
Reise des Ersten Präsidenten der Deutschen 
Bundesbahn, des Ersten Vorsitzenden der Ge- 
werkschaft der Eisenbahner Deutschlands so- 
wie der Mitglieder des Vorstands der Deut- 
schen Eisenbahnversicherungskasse gemein- 
sam mit ihren Ehegattinnen im November 1974 
nach Südafrika erstattet wurde, obwohl der 
Parlamentarische Staatssekretär Jung in der 
135. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
11. Dezember 1974 erklärte, „Der Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn hat auch mitgeteilt, 
daß er in der nächsten Sitzung des Verwal- 
tungsrates, am 13. Dezember 1974, über Anlaß 
und Finanzierung der Reise berichten wird"? 


102. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung nunmehr tun, 

Dr. Jobst um Anlaß und Finanzierung dieser Reise klä- 

(CDU/CSU) ren zu lassen? 


103. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Sind nach Ansicht der Bundesregierung die 
Sicherheitsvorkehrungen auf Schiffen, die die 
Bundeswasserstraßen befahren, ausreichend, 
oder wird die Bundesregierung mit Rücksicht 
auf die jüngste Schiffskatastrophe in Köln eine 
Überprüfung für deutsche und ausländische 
Schiffe, wenn diese bundesdeutsche Wasser- 
straßen befahren, einleiten? 


104. Abgeordneter Wieviel Kilometer Wildschutzzäune (unge- 
Dr. Kempfier fähre Zahl) wurden bisher an den Bundesfem- 
(CDU/CSU) Straßen errichtet, und, wie groß ist der Anteil 

der Elektroschutzzäune? 


105. Abgeordneter Welche Erfahrungen wurden mit dieser Ein- 
Dr. Kempfier richtung, insbesondere mit den elektrischen 

(CDU/CSU) Zäunen, gemacht? 


106. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wieweit die 
Reiser Deutsche Bundesbahn noch an der Absicht 

(SPD) festhält, die Zahl der unbeschrankten Bahn- 

übergänge drastisch zu verringern, und welche 
Zahlen liegen vor, die gegebenenfalls eine 
diesbezügliche Entwicklung deutlich machen? 
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107. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


108. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


109. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


111. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


112. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Inwieweit berücksichtigt die Bundesregierung 
bei der Konzentration von Einrichtungen der 
Deutschen Bundespost und der Deutschen Bun- 
desbahn jeweils die Tatsache, daß der jewei- 
lige Standort dieser Einrichtungen im Rahmen 
des regionalen Programms zur Wirtschafts- 
förderung zum Schwerpunkt erklärt worden 
ist? 

Inwieweit werden bei den Überlegungen bzw. 
Beschlüssen zur gänzlichen oder teilweisen 
Verlagerung von Dienststellen der Deutschen 
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn 
Entwicklungen berücksichtigt, die den Absich- 
ten des Bundeswirtschaftsministeriums und 
des jeweils zuständigen Landesministeriums 
für die Beschlußfassung über die Anerkennung 
eines Schwerpunkortes im Rahmen der regio- 
nalen Wirtschaftsförderung zugrunde gelegt 
wurden? 


Wird die Bundesregierung mit Ländern in 
Europa, die eine Autobahngebühr erheben, 
Verhandlungen führen mit dem Ziel, daß 
deutsche Autofahrer, unter Berücksichtigung 
der freien Autobahnbenutzung durch Kraft- 
fahrer aus dem Ausland in der Bundesrepublik 
Deutschland als Gegenleistung von der dorti- 
gen Autobahnbenutzungsgebühr befreit wer- 
den, wenn nein, warum nicht, und wieso kann 
Bundesminister Gscheidle in der Fragestunde 
vom 24. April 1975 auf meine diesbezügliche 
Frage erklären, daß hier kein Zusammenhang 
gegeben sei? 


Welche rechtlichen Maßnahmen sieht die Bun- 
desregierung vor, um das überfliegen des 
Gebiets der Bundesrepublik Deutschland mit 
zivilen Überschallflugzeugen zu verhindern? 


Ist die Bundesregierung im Gegensatz zur Be- 
antwortung meiner Fragen 85 und 86 der Fra- 
gestunde vom 27. Februar 1975 jetzt der Auf- 
fassung, daß für die Länder sowohl aus ver- 
fassungsrechtlichen als auch aus gesetzlichen 
Gründen weder Veranlassung noch Berechti- 
gung besteht, im Zusammenhang mit Strecken- 
stillegungen finanzielle Leistungen an die 
Deutsche Bundesbahn zu erbringen? 


Wann hat der Bundes verkehrsminister die 
Trasse des neuen Autobahnabschnitts Singen— 
Überlingen bestimmt, nachdem ihm Ende Sep- 
tember 1974 der Antrag der Landesregierung 
Baden-Württemberg vorgelegt worden ist, und 
er in seiner Antwort vom 12. Marz 1975 auf 
meine schriftliche Anfrage vom 3. März 1975 
seine Entscheidung als „in Kürze" bevorste- 
hend angekündigt hat? 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3602 


113. Abgeordneter 
Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


114, Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


115. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


116. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Bis wann wird der genannte Autobahnab- 
schnitt befahrbar sein und damit die immer 
ünerträr'^hcher werdenden Verkehrsverhältnis- 
se in zahlreichen Ortsdurchfahrten und im 
eigen! ichen Uferbereich des Bodensees ver- 
bessert werden? 

Trifft ein Bericht der „Rheinpfalz" vom 
29. April 1975 zu, nachdem über die Neuord- 
nung der Oberpostdirektionen im Raume Nord- 
baden-Pfalz und Saarland bereits entschieden 
wurde, obwohl die offizielle Anhörung der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz noch nicht 
erfolgt ist? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach das Bun- 
despostministerium beabsichtigte, unter Auflö- 
sung etwa des Postamtes Lahr in der südlichen 
Oberrheinebene nur noch vier selbständige 
Postämter, nämlich Baden-Baden, Offenburg, 
Freiburg und Lörrach, bestehen zu lassen, und 
welchen Rationalisierungserfolg verspricht sich 
die Bundesregierung gegebenenfalls von einer 
derartigen Zentralisierung? 


Teilt die Bundesregierung meine Besorgnis, 
daß durch diese Zentralisierung zu große, orga- 
nisatorisch nicht mehr überschaubar zu bewäl- 
tigende Bereiche für die einzelnen Postämter 
geschaffeu werden, was zu einer Verschlechte- 
rung der Postbedienung in der südlichen Ober- 
rheinebene führen könnte, und hält die Bun- 
desregierung die Auflösung des Postamtes für 
eine Stadt von der Größe und überörtlichen 
Bedeutung wie der Stadt Lahr für zumutbar? 


117. Abgeordnete 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Welche Zielsetzung verfolgt die Deutsche Bun- 
despost damit, daß der 17. Juni auf den von 
ihr herausgegebenen gelben Steckkalendern 
nicht als offizieller Feiertag erwähnt wird? 


118. Abgeordnete 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


In welcher Auflage wurden die Kalender zu 
welchen Kosten gedruckt und an welchen Ver- 
teilerkreise gesandt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


119. Abgeordneter Trifft es zu, daß durch die schlechte Zahlungs- 

Josten moral der öffentlichen Hände 1974 allein die 

(CDU/CSU) deutsche Bauwirtschaft Verluste von über 

600 Millionen DM hinnehmen mußte? 
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120. Abgeordneter 

Link 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemel- 
dungen, nach denen in der Bauwirtschaft 1975 
noch weitere 100 000 Bauarbeiter entlassen, 
weitere Firmenzusammenbrüche im Baugewer- 
be erwartet werden und weitere Banken da- 
durch in Finanzschwierigkeiten kommen, und 
wie bringt sie diese negativen Erwartungen 
der Bauwirtschaft in Einklang mit ihrer eigenen 
optimistischen Darstellung der konjunkturellen 
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 


121. Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sagen des Vorstandsvorsitzenden der Neuen 
Heimat, Vietor, daß bis zum Sommer 1975 
etwa 400 000 Neubauwohnungen leerstehen 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


122. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welf' vom 16. April 
1975 zu, dem Bundeshaus in Berlin sei vom 
Bundeskanzleramt untersagt worden, am 18. 
April 1975 sein 25-jähriges Bestehen zu feiern, 
und ferner sei der Druck einer Broschüre über 
Geschichte und Tätigkeit des Bundeshauses 
unterbunden worden, und wie rechtfertigt 
— bejahendenfalls — die Bundesregierung 
diese Weisung? 


123. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Wie begegnet die Bundesregierung der Kritik 
der Industrie- und Handelskammer Berlin, die 
einzelnen Aktionen der verschiedenen Ressorts 
der Bundesregierung würden nicht immer den 
Interessen Berlins gerecht und erschienen oft 
nur unzureichend miteinander koordiniert zu 
sein, und was hat die Bundesregierung im ein- 
zelnen getan, um der vom Bmideskanzler 
während des Berliner Wahlkampfs demon- 
strierten Verpflichtung der Bundesregierung 
für Berlin Rechnung zu tragen? 


124. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ausfüh- 
rungen von Bundesbauminister Ravens in der 
„Frankfurter Rundschau" vom 18. April 1975: 
„Was Gesetz werden kann? Da kommt die 
unberechenbare Obstruktion des Bundesra- 
tes."? 


125. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, die es 
Dr. Jahn gerechtfertigt erscheinen lassen, von einer 

(Münster) Obstruktion des Bundesrates zu sprechen? 

(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich 


126. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


IZ/. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


128. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


129. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


130. Abgeordneter 

Roser 

(CDU/CSU) 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Welches Ergebnis hat die Initiative der Bun- 
desregierung für einen europäischen Hilfsfonds 
Südvietnam bei der Außenministerkonferenz 
der EG in Dublin erbracht? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die isra- 
elische Botschaft einen Sonderdruck aus dem 
Buch „Das ist mein Volk" des ehemaligen isra- 
elischen Außenministers Abba Eban verschickt, 
in dem ausgeführt wird, die nationalsozialisti- 
sche Rassenlehre sei „das offizielle Glaubens- 
bekenntnis des deutschen Volkes" gewesen, 
daß „die Deutschen daran gingen, die Juden 
physisch auszurotten" und daß „die Deutschen 
Millionen Menschen umgebracht" hätten? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Propagierung solcher Auffassungen, die 
ignorieren, wie viele Deutsche die national- 
sozialistische Judenverfolgung verabscheut 
und unter Gefahr für ihr eigenes Leben ihren 
jüdischen Mitmenschen beigestanden haben, 
nicht geeignet ist, die falsche These von 
der Kollektivschuld des deutschen Volkes 
an der nationalsozialistischen Judenverfolgung 
30 Jahre nach dem Zusammenbruch des Natio- 
nalsozialismus, dessen erste Opfer vor Ange- 
hörigen anderer Völker Angehörige unseres 
eigenen Volkes gewesen sind, erneut aufzu- 
wärmen, und wird sie bejahendenfalls dies in 
geeigneter Form gegenüber dem israelischen 
Botschafter zur Sprache bringen? 


Entspricht die Stellungnahme von Bundes- 
minister Genscher im Flensburger Tageblatt, 
„er könne als Außenminister die Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland im Ausland 
nicht mehr angemessen vertreten, wenn Kabi- 
nettmitglieder sich über fre^jide Regierungen 
je nach persönlicher Auffassung öffentlich äu- 
ßern", der Meinung der Bundesregierung im 
Hinblick auf die Äußerung von Bundesminister 
Matthöfer, die chilenische Regierung sei eine 
„Mörderbande"? 


Trifft die Meldung des Generalanzeigers vom 
22. April 1975 zu, die Bundesregierung ver- 
suche den finanziellen Forderungen Polens auf 
der Grundlage der sogenannten Brioni-Formel 
zu entsprechen, und wie verträgt sich dies 
— bejahendenfalls — mit der Behauptung der 
Bundesregierung, der Milliardenkredit an Ju- 
goslawien werden an Jugoslawien als Ent- 
wicklungsland unter entwicklungspolitischen 
Gesichtspunkten geleistet? 
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131. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


132. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München)^ 

(CDU/CSU) 


133. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


134. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


135. Abgeordneter 

Zoglmann 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des Generalanzeigers vom 
22. April 1975 zu, die Bundesregierung werde, 
was die Ausreisemöglichkeiten für Deutsche 
unter polnischer Herrschaft anbeiangt, keine 
„maximalistische Haltung" einnehmen, und 
wie bezeichnet die Bundesregierung ihre Ver- 
pflichtung, allen Deutschen unter polnischer 
Herrschaft zur freien Ausreise zu verhelfen? 

Treffen Meldungen zu, der Botschafter der 
UdSSR bei der „DDR" habe unter verfälschen- 
der und unvollständiger Zitierung des Vier- 
Mächte-Abkommens über Berlin behauptet, 
der Status West-Berlins werde von diesem 
Abkommen bestimmt und festgelegt, und was 
hat — bejahendenfalls • — die Bundesregierung 
unternommen, um diesem neuerlichen Versuch 
der Sowjetunion, die Rechtslage der ehemali- 
gen Reichshauptstadt auszuhöhlen und einsei- 
tig zu verändern, entgegenzutreten? 

Hat die Bundesregierung nach der letzten pol- 
nisch-deutschen Schulbuchkonferenz speziell 
im Hinblick auf den dort von maßgeblicher 
polnischer Seite unterbreiteten Vorschlag zur 
Gründung einer gemeinsamen Regierungskom- 
mission für entsprechende Fragenkomplexe 
schon Konsultationen mit den Bundesländern 
eingeleitet, oder beabsichtigt sie, entsprechen- 
de andere Schritte zu unternehmen, um dazu 
beizutragen, daß unter anderem nunmehr end- 
lich der sogenannte Ostkunde-Erlaß der Kul- 
tusminister der Länder einer zeitgemäßen Re- 
vision unterzogen wird? 

Welchen Ländern hat die Bundesregierung mit 
welcher Begründung gesagt, ihre Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung — bzw. einzelne 
Ausgestaltungen derselben — könne nicht 
funktionieren, weshalb die Bundesregierung 
ihnen nicht helfen könne, und welche Mittel 
hat sie daraufhin in anderen Ländern mit wel- 
cher Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
eingesetzt? 

Treffen Pressemeldungen zu, die Bundesregie- 
rung beabsichtige, sich mit der Sowjetunion 
über die Einbeziehung des Landes Berlin in 
deutsch-sowjetische Verträge, insbesondere in 
das Abkommen über technisch-wissenschaftli- 
che Zusammenarbeit, in der Weise zu einigen, 
daß Bedienstete von Bundesämtern und -insti- 
tutionen mit Sitz in Berlin nicht in dieser 
Eigenschaft, sondern nur als Angehörige ent- 
sprechender Bemfsverbände in den Austausch 
einbezogen werden, und muß — bejahenden- 
falls — eine solche Regelung nicht wie eine 
Verleugnung der Bindungen zwischen dem 
Bund und dem Land Berlin wirken und damit 
einer Aushöhlung des Vier-Mächte-Abkom- 
mens über Berlin Vorschub leisten? 
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136. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


J37. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


138. Abgeordneter 

Schedl 

(CDU/CSU) 


139. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


140. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


141. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


142. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung gegen die 
bekannt gewordenen Massenmorde der Kom- 
munisten in Indochina nicht im Rahmen der 
Vereinigten Nationen Stellung genommen, und 
aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
auch sonst die kommunistische Invasion nicht 
öffentlich verurteilt? 

Trifft es zu, daß die beiden an den Bemühun- 
gen um eine gemeinsame deutsche Überset- 
zung des Berlin-Abkommens der Vier Mächte 
beteiligten Seiten das Gesprächsergebnis ge- 
trennt und jeweils lediglich für sich schriftlich 
niedergelegt haben, und warum wurde — beja- 
hendenfalls — darauf verzichtet, den angeblich 
existierenden gemeinsamen deutschen Text 
des Abkommens auch in einer gemeinsamen 
Niederschrift festzuhalten? 

In welcher Weise kann die Bundesregierung 
ihre Behauptung belegen, daß der von ihr am 
3. September 1971 verbreitete und kommen- 
tierte deutschsprachige Text des Abkommens 
der Vier Mächte über Berlin in den vorange- 
gangenen Übersetzungsbemühungen voll und 
ganz von der östlichen Seite gebilligt wurde? 

Wurde bei der ünterzeichnung der Europäi- 
schen Konsülarkonvention (Europaratsabkom- 
men) im Jahr 1968 eine Erklärung im Sinne 
von Ziffer 17 des „Explanatory report on Euro- 
pean Convention consular functions and its 
protokols" .zu den Fragen Deutschlands und 
der deutschen Staatsangehörigkeit abgegeben? 

Welche Schwierigkeiten verhindern das In- 
krafttreten der Europäischen Konsularkonven- 
tion, und wie steht es um das deutsche Ver- 
tragsgesetz? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die durch 
die Volksrepublik Polen seit dem 1. April 1975 
angeordnete Erhöhung des Zwangsumtausches 
von 20 DM auf 25 DM pro Person und Tag 
angesichts der wiederholt abgegebenen Erklä- 
rungen, daß ein zunehmender Reiseverkehr 
zur Normalisierung des deutsch-polnischen 
Verhältnisses entscheidend beitrage? 

Ist die dem deutschen Botschafter in Warschau 
Mitte 1973 durch den polnischen Gesundheits- 
minister zugesagte Auskunft bezüglich der 
Auszahlungen auf Grund des deutsch-polni- 
schen Abkommens vom 16. November 1972 
über 100 Millionen DM für Wiedergutma- 
chungsleistungen wegen pseudo-medizinischer 
Versuche inzwischen erfolgt, und geht bejahen- 
denfalls daraus hervor, daß die unmittelbar 
Betroffenen als Individuen in den Genuß der 
finanziellen Leistungen der Bundesrepublik 
Deutschland gelangt sind? 
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143. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


144. Abgeordneter 

Reddemann 


(CDU/CSU) 


145. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 

146. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


147. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
forderung in dem Organ des polnisch-kommu- 
nistischen Zgoda-Verbandes „Glos polski", die 
sogenannten Deutschland-Polen müßten trotz 
Annahme der deutschen Staatsangehörigkeit 
ihre Pflichten gegenüber dem polnischen Staat 
erfüllen? 

Ist die am 5. Mai 1975 von Radio Moskau ver- 
breitete Behauptung richtig, daß Dr. Meyer- 
Landrut vom Auswärtigen Amt dem Bonner 
Korrespondenten der kommunistischen Partei- 
Zeitung „Prawda", Michailow, mehrere Tage 
vor der Veröffentlichung Einblick in die Erklä- 
rung des Bundeskanzlers vom 8. Mai 1975 gab? 

Hatte Dr. Meyer-Landrut Weisung, den „Praw- 
da" -Korrespondenten vorzeitig zu informieren 
oder gar zu konsultieren? 

Welche Staatsoberhäupter und Regierungs- 
chefs ausländischer Staaten haben seit Januar 
1975 die Bundesrepublik Deutschland besucht, 
bzw. werden ihr bis Dezember 1975 einen 
Besuch abstatten? 

Welche dieser ausländischen Gäste haben im 
Rahmen ihres Aufenthalts in der Bundesrepu- 
blik Deutschland Berlin besucht, bzw. beabsich- 
tigen, auf Vorschlag der Bundesregierung oder 
auf eigenen Wunsch, Berlin in ihr Besuchs- 
programm einzubeziehen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Wie hoch waren die Herstellungskosten der 
Roser , Broschüren, der „Leistungsberichte'' sowie 

(CDU/CSU) sonstigen Werbe- und Propagandamaterials, 

das Kandidaten, Mandatsträgern und sonstigen 
Wahlkämpfern von SPD und FDP in Nord- 
rhein-Wesfalen und im Saarland durch die 
Bundesregierung aufgefordert oder unaufge- 
fordert zur Verfügung gestellt worden ist, 
bzw. noch wird? 


2. Abgeordneter Welcher aktuelle außenpolitische Anlaß be- 

Braun wog die Bundesregierung, am 26. April 1975 

(CDU/CSU) — also eine Woche vor der Landtagswahl in 

Nordrhein-Westfalen — den Tageszeitungen 
in diesem Bundesland den Prospekt „Außen- 
politik schafft Sicherheit" beizulegen? 

3. Abgeordneter In welchen Bundesländern wurde diese soge- 

Braun nannte Information Ende April / Anfang Mai 

(CDU/CSU) 1975 verteilt, und mit welchem finanziellen 

Aufwand war diese Aktion verbunden? 


4. Abgeordneter Hat der Sprecher der Bundesregierung mit 
Höcherl seiner Bemerkung über harte Entscheidungen 

(CDU/CSU) im Sommer 1975 nicht die Anhebung der Mehr- 

wertsteuer gemeint? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


5, Abgeordneter Was hat die Bundesregierung zugunsten der 

Graf Deutschen in Tadschikistan unternommen, die 

Stauffenberg sich unter anderem an die Bundesregierung 
(CDU/CSU) und den Bundeskanzler persönlich gewandt 

hatten, ihnen die Ausreise zu ermöglichen? 

6. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 

Biehle rung über die Tätigkeit der Wirtschaftsatta- 

(CDU/CSU) ches oder sonstiger Angehöriger der diploma- 

tischen Vertretungen arabischer Staaten vor, 
die der Ausspähung und Materialbeschaffung 
für das arabische Boykottbüro dienen, und 
werden die Regierungen der Entsendestaaten 
aufgefordert, solche Personen als unerwünscht 
zurückzurufen? 
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7. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Welche Hilfe hat die Bundesregierung den aus 
ihrem Heimatland geflüchteten Süd-Vietname- 
sen bisher zukommen lassen oder angeboten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die offizielle Bezeichnung „Bundesrepublik 
Deutschland" grundsätzlich in allen Fällen von 
staatlichen und öffentlichen Stellen gebraucht 
werden sollte, oder gibt es Ausnahmesitua- 
tionen, die eine Abweichung von dieser Regel 
erlauben und welche sind diese? 


9. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Ist die bestehende Umweltschutzgesetzgebung 
so auszulegen, daß nur die Emission ausge- 
sprochen gesundheitsgefährdender Abgase be- 
sonderen Einschränkungen unterliegt, während 
Abgase, die zwar die betroffene Bevölkerung 
erheblich belästigen, aber laut ärztlichem Gut- 
achten angeblich nicht gesundheitsschädlich 
sind, ungehindert die Luft verpesten dürfen? 


10. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Wie beurteilt in diesem Zusammenhang die 
Bundesregierung die Absicht des Regierungs- 
präsidenten in Darmstadt, die Erweiterung der 
Altöl-Aufbereitungsanlage der Firma Pintsch- 
Öl-GmbH in Hanau mit der Begründung zu 
genehmigen, daß die Abgase der Pintsch-Öl 
laut Gutachten nicht gesundheitsschädigend 
seien? 


11. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 


Auf wieviel hunderttausend Jahre schätzt die 
Bundesregierung die notwendige, stete Exi- 
stenz staatlicher Stellen und die damit ver- 
bundene Langzeitliquidität, die nicht privat- 
wirtschaftlich gewährleistet werden kann, bei 
der Sicherstellung und Beseitigung des Abfalls 
von Kernkraftwerken (entsprechend der Aus- 
sage der Bundesregierung in der Broschüre 
„Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und 
Strahlenschutz", herausgegeben vom Bundes- 
minister des Innern, Seite 198, Fußnote 2)? 


12. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung dem Be- 
Erhard Schluß des Bundestages vom 27. März 1969 

(Bad Sdiwalbach) — anläßlich der Verabschiedung des Bann- 
(CDU/CSU) meilengesetzes — nachzukommen und darüber 

zu berichten, ob „zur Sicherung der Unab- 
hängigkeit der Rechtsprechung befriedete 
Bannkreise auch für andere Gerichte als das 
Bundesverfassungsgericht geschaffen werden" 
sollten? 
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13. Abgeordneter 
Biehle 


(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


16. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


17. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


18. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Sdiedl 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 21. April 
1975 zu, palästinensische Terroristen bezögen 
in der Bundesrepublik Deutschland neue Stütz- 
punkte für etwaige Anschläge auf Institutionen 
und Industrieunternehmen und schleusten 
Waffen in das Bundesgebiet ein, und was hat 
die Bundesregierung — bejahendenfalls — da- 
gegen unternommen, insbesondere auch gegen 
die arabischen Staaten, von denen die terrori- 
stischen Aktivitäten der Palästinenser ausge- 
hen? 

Welche Form und zeitliche Dauer der Einwei- 
sung in Schutzaufgaben deutscher Vertretun- 
gen im Ausland erhalten BGS-Angehörige, und 
auf welcher Grundlage des BGS-Gesetzes in 
der Fassung vom 18. August 1972 basiert diese 
Aufgabenzuweisung von BGS-Angehörigen? 

Trifft es zu, daß die Reaktorsicherheitskom- 
mission in ihrer 98. Sitzung am 20. September 
1974 ihre ursprünglich positive Stellungnahme 
zum Reaktorkonzept Mülheim-Kärlich revidiert 
hat, und trifft es weiterhin zu, daß daraufhin 
die Fertigungsarbeiten am nuklearen Dampfer- 
zeugungssystem und am Reaktordruckgefäß in 
den Produktionsstätten der Firma Babcock & 
Wilcox eingestellt wurden? 

Auf Grund welcher neuen Kenntnisse und Be- 
urteilungen wurden die Fertigungsarbeiten am 
Reaktor Mülheim-Kärlich am 15. Januar 1975 
wieder aufgenommen, und ist die Bundesre- 
gierung bereit, eine erneute, baldige Überprü- 
fung des amerikanischen Reaktorkonzeptes für 
Mülheim-Kärlich durch die Rekatorsicherheits- 
kommission zu veranlassen und das Ergebnis 
bekanntzugeben? 

Wird die Bundesregierung prüfen, ob ein ob- 
jektiviertes Bewertungs verfahren ähnlich dem 
der Deutschen Bundespost, das durch Arbeits- 
anweisung des Bundespostministeriums am 
19. Februar 1975 eingeführt wurde, auch für 
die anderen Ressorts bzw. den Bundeshaushalt 
als ganzem zweckdienlich wäre? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
nach dem der ehemalige Waffenbeschaffer der 
Baader-Meinhof-Bande, Günter Voigt (früher 
Berlin), gegenüber der Polizei in Lund (Schwe- 
den) berichtet hat, der Baader-Meinhof-Bande 
stünden — in Dänemark gelagert — umfang- 
reichste Waffenbestände zur Verfügung, dar- 
unter sogar sowjetische SAM-Raketen? 

In welcher Form wird die Bundesregierung 
den geflüchteten Vietnamesen, die jetzt schon 
in der Bundesrepublik Deutschland um Asyl 
nachgesucht haben, helfen? 
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20. Abgeordneter Kann nach Auffassung der Bundesregierung 
Windelen die Ablehnung eines Bewerbers für den öffent- 

(CDU/CSU) liehen Dienst wegen mangelnder Eignung ein 

„Berufsverbot" darstellen? 


21. Abgeordneter 
Windelen 

(CDU/CSU) 


In welchen Fällen kann nach Auffassung der 
Bundesregierung die korrekte Anwendung des 
Beschlusses der Regierungschefs von Bund 
und Ländern vom 28. Januar 1972 über die 
Fernhaltung von Verfassungsfeinden vom öf- 
fentlichen Dienst, die zur Ablehnung eines Be- 
werbers führt, zu Recht als „Berufsverbot" 
bezeichnet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


22. Abgeordneter 

Batz 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ent- 
schädigungen für Arbeitnehmer der gewerb- 
lichen Wirtschaft, die sich für eine ehrenamt- 
liche Richtertätigkeit zur Verfügung stellen, 
in vielen Fällen erheblich unter dem entste- 
henden Lohnausfall liegt und damit unzurei- 
chend ist? 


23. Abgeordneter 

Batz 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß im 
Fall des Ausbleibens einer angemessenen Er- 
höhung der Entschädigungen damit gerechnet 
werden muß, daß in Zukunft nur noch be- 
stimmte Personengruppen wie Rentner, Haus- 
frauen und Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes bereit sein werden, ehrenamtliche Richter- 
tätigkeit zu übernehmen, und wenn ja, wann 
beabsichtigt die Bundesregierung, einen Ent- 
wurf für eine gesetzliche Neuregelung vorzu- 
legen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


24, Abgeordneter 

Dr. Schwerer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung nach wie vor der Auf- 
fassung, daß die Investitionszulage ausreicht, 
um die Investitionstätigkeit in Gang zu brin- 
gen, oder ist sie nicht auch der Meinung, daß 
die von der CDU/CSU vorgeschlagenen Alter- 
nativen, wie die Verdoppelung des Betrags 
von geringwertigen Wirtschaftsgütern, die An- 
passung der Steuerbilanz an die Handelsbilanz 
zwecks Vermeidung der Besteuerung von 
Scheingewinnen, Verlustrücktrag, Verbesse- 
rung der Abschreibungsmöglichkeiten sowie 
langfristig die Reform des Gewerbesteuer- 
systems, wirkungsvoller wären? 


25. Abgeordneter In welcher Höhe hat die Bundesregierung bis 
Leicht zum 30. April 1975 den Geld- und Kreditmarkt 

(CDU/CSU) in Anspruch genommen und zu welchem durch- 

schnittlichen Zinssatz? 
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26, Abgeordneter Ist daran gedacht, endlich darauf einzuwirken, 
Schmöle daß im Finanzausgleichsgesetz der Länder bei 

(CDU/CSU) den Schlüsselzuweisungen an Gemeinden ana- 

log des Bäderansatzes auch ein Ansatz für 
Garnisongemeinden aufgenommen wird, um 
finanzschwachen Garnisongemeinden zu hel- 
fen? 


27. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Ergebnisse haben die auf 
Grund meiner wiederholten Anfragen bereits 
1973 von der Bundesregierung zugesagten Be- 
mühungen um eine Räumung des von US- 
Streitkräften benutzten stadteigenen Rhein- 
Nahe-Eckes in Bingen gebracht, und bis wann 
kann mit der Freigabe der Marnekaserne in 
Bingen gerechnet werden? 


28. Abgeordneter Welche voraussichtlichen finanziellen und fi- 
Niegel nanzpolitischen Konsequenzen ergeben sich 

(CDU/CSU) aus der neuesten Entwicklung der Arbeitslosig- 

keit und Kurzarbeit? 


29. Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


Wann und in welcher Form ist nach den Plänen 
der Bundesregierung mit der Einführung einer 
Grundsteuerausfallentschädigung für die durch 
Fluglärm geschädigten Bürger, die in unmittel- 
barer Nähe von Flugplätzen leben, zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


30. Abgeordneter 
Wurbs 


(FDP) 


Ist die Bundesregierung an der Vorbereitung 
von mittelstandspolitischen Initiativen auf der 
Ebene der Europäischen Gemeinschaft betei- 
ligt? 


31. Abgeordneter 
Wurbs 


(FDP) 


Welche Vorstellungen wird die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls in diese Beratungen ein- 
bringen? 


32. Abgeordneter 
Dr. Schwerer 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ei- 
genkapitalbasis der bundesdeutschen Unter- 
nehmen, besonders die der mittelständisdien 
Betriebe, im europäischen Vergleich an unter- 
ster Stelle steht und daß deshalb eine ent- 
scheidende Wettbewerbsverzerrung zu ungun- 
sten der deutschen Wirtschaft entsteht? 


33. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
ihres Förderungsprogramms für die von den 
Entlassungen und Schrumpfungen getroffenen 
Gebiete projektgebundene verlorene Zuschüs- 
se — beispielsweise für Krankenhausbau, Al- 
tersheime usw. — zu geben? 
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34. Abgeordneter Was versteht der Bundeswirtsdiaftsminister 

Niegel unter dem Begriff Übergangsphase? 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die wirt- 
schaftliche Situation der chemischen Industrie 
sich vor allem in den Bereichen Kunststoff, 
Fasern, Farben und organische Chemie wegen 
starker Exportrückgänge erheblich verschlech- 
tert hat, und sind nach Kenntnis und Meinung 
der Bundesregierung deshalb im Bereich der 
chemischen Industrie in nächster Zeit Ausstel- 
lungen zu erwarten? 


36. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 


(SPD) 


Ist bei der Durchführung der Sonderprogramme 
vom 5. März 1974 und 25. September 1974 im 
Falle Bayerns überall darauf geachtet worden, 
daß einzelne Gemeinden durch die Folgelasten 
des gemeinsam von Bund und Land geförderten 
örtlichen Projekts nicht an den Rand des 
finanziellen Ruins geraten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


37. Abgeordneter Wie hat sich der Pro-Kopf-Verzehr an Fisch in 
Rollmann der Bundesrepublik Deutschland in den ver- 

(CDU/CSU) gangenen Jahr entwickelt? 


38. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Rollmann rung, den Pro-Kopf-Verzehr an Fisch zu stei- 

(CDU/CSU) gern? 


39. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemitteilungen zu, wonach die 
Sowjetunion 30 000 t Rindfleisch zu einem Preis 
von 1,54 DM/kg aus den Beständen der Euro- 
päischen Gemeinschaft erhalten soll, und mit 
welchem Betrag wird diese Lieferung aus wel- 
cher Kasse subventioniert werden? 


40. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Grunde kürzt die Bundesregie- 
rung die Frachthilfe für Getreide, obgleich die 
Frachten in der Bundesrepublik Deutschland 
ständig teurer werden und nach wie vor weit 
über dem Durchschnitt in der Europäischen 
Gemeinschaft liegen? 


41. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland keinerlei Preis- 
wettbewerb bei Pflanzenschutzmitteln besteht, 
und wie gedenkt die Bundesregierung, die 
Landwirtschaft vor Übervorteilung zu schüt- 
zen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


42. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


43. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 

44. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Orgaß 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Orgaß 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Härzsdiel 


(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Warum wurde der Geltungsbereich der Ar- 
beitsstättenverordnung vom 20. März 1975 le- 
diglich auf Arbeitsstätten im Rahmen eines 
Gewerbebetriebs beschränkt, und welche Vor- 
schriften gelten für die von der Arbeitsstätten- 
verordnung nicht erfaßten Arbeitsstätten? 

Gibt es für die Arbeitsstätten der sogenannten 
freien Berufe Vorschriften, die denen der Ar- 
beitsstättenverordnung entsprechen? 

Wie hoch ist die Mittelbeanspruchung durch 
die Bundesanstalt für Arbeit aus den vom 
Bund zur Verfügung gestellten 3,2 Milliar- 
den DM zum 30. April 1975? 

Verfügt die Bundesregierung über aktuelle 
Zahlen über die Situation der Schichtarbeiter, 
insbesondere Zahl der Schichtarbeit Leisten- 
den, Anzahl Schichtarbeit leistender Frauen, 
Zahl der Nachtschicht Leistenden, Altersgrup- 
pen der Schichtarbeiter, Familienstand von 
Schichtarbeitern, Invalidität und Gesundheits- 
zustand von Schichtarbeitern? 

Welche Statistiken werden vom Statistischen 
Bundesamt über Zahl und Situation von 
Schichtarbeitern, insbesondere Nachtschicht 
Leistenden, geführt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Zuge 
der rezessiven wirtschaftlichen Entwicklung 
zunehmend auch Behindertenwerkstätten 
Schwierigkeiten bei der Auftragsbeschaffung 
haben, und welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung zu ergreifen, um die Beschäf- 
tigung der Behinderten in diesen Werkstätten 
zu fördern und zu sichern? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, daß infolge der wirtschaftlichen Re- 
zession insbesondere die Spätaussiedler nicht 
nur bei der Erlangung eines Arbeitsplatzes, 
sondern auch bei Kündigungen besonders be- 
nachteiligt sind? 

Is.t es richtig, daß nach dem im Oktober 1974 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Rumänien in Kraft getretenen Sozialversiche- 
rungsabkommen rumänische Arbeitnehmer 
nicht den deutschen Sozialversicherungsgeset- 
zen unterliegen und deshalb weder sie noch 
der rumänische Arbeitgeber, der in Deutsch- 
land zum Beispiel Bauaufträge ausführt, Bei- 
träge zur Kranken-, Renten- und Arbeitslosen- 
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Versicherung zu leisten hat, so daß u. U. so- 
wohl die rumänischen Arbeitnehmer benach- 
teiligt und gleichzeitig die rumänischen Firmen 
gegenüber deutschen Anbietern wegen gerin- 
gerer Lohnkostenanteile in der Kalkulation 
bevorzugt sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


50. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, Angehörige der Bun- 

Gierenstein deswehr beteiligten sich in Uniform am Wahl- 

(CDU/CSU) kampf der DKP in Nordrhein-Westfalen, und 

was hat die Bundesregierung — bejahenden- 
falls — im einzelnen getan, um diese gesetz- 
widrigen Auftritte erfolgreich zu unterbinden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

51. Abgeordneter Sind Warnungen des Bundesgesundheitsamtes 

Dr. Wernitz der jüngsten Zeit vor der Installation von 

(SPD) Trinkwasser-Nachbehandjungsanlagen das Er- 

gebnis umfassender Untersuchungen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


52. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


53. Abgeordneter 
Kiechie 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Kiechie 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß die Stadt Rüsselsheim auf den 
Vorwegweiseranlagen der sie umgebenden 
Autobahnen, vor allem vor dem Dreieck 
Mönchhof, aufgeführt wird, da viele Fahrer, 
insbesondere die aus Richtung Frankfurt kom- 
menden, häufig die entsprechende Zufahrt ver- 
passen? 

Ist in der 1975 vorzulegenden Gesetzesnovel- 
lierung des Bundesfernstraßengesetzes die 
Aufstufung des Teilstücks Bundesautobahn 
Oy/Füssen — Landesgrenze von Dringlichkeits- 
stufe III auf Dringlichkeitsstufe I vorgesehen? 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, mit 
dem Bau der B 31 zwischen Lindau und Fried- 
richshafen zu beginnen, und in welchem Zeit- 
raum wird dieses Teilstück fertiggestellt sein? 


55. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei der Überprü- 
fung des Bedarfsplans zum Gesetz über den 
Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 
1971 bis 1985 den Bau bzw. den Ausbau der 
B 37 Z — Aglasterhausen/Heidelberg — ■ und 
der B 27 — Ortsdurchfahrt Mosbach — auf 
Grund des dringenden Bedarfs eine höhere 
Priorität einräumen? 
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56. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 
Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 

58. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 
Seilers 
(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Seilers 

(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 

Dr. Hauser 

(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
ein Zwischenausbau der Bundesstraße 27 zwi- 
schen Donaueschingen und der Schweizer 
Grenze in Verbindung mit der Ortsumgehung 
Donaueschingen und Hüfingen sowie des Blum- 
berger Stadtteils Riedböhringen am raschesten 
eine Verbesserung der Verkehrssituation im 
Süden des Schwarzwald-Baar-Kreises bringen 
könnte? 

Bis wann kann ein solcher Zwischenausbau 
durchgehend vollendet sein? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Deut- 
sche Bundesbahn für den Personalabteilungs- 
leiter ihrer Hauptverwaltung ein Haus für 
rund eine halbe Million DM kaufte und zu- 
sätzlich erhebliche Renovierungskosten auf- 
wendete, obwohl bundesbahneigene repräsen- 
tative Wohnungen im Raum Frankfurt zur 
Verfügung gestanden hätten? 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn für 
das Haus bei einer Kostenmiete von rund 
3200 DM eine monatliche Miete von rund 
600 DM erhebt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die besorg- 
niserregende Tatsache, daß im vergangenen 
Jahr seitens der deutschen Reeder um ca. 50Vo 
weniger Ausbildungsverträge mit nautischen 
Offiziersbewerbern bzw. mit Matrosenanwär- 
tern abgeschlossen werden konnten, und teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß we- 
gen des fehlenden qualifizierten Nachwuchses 
und der strengen Handhabung der Ausbil- 
dungs- und Besetzungsvorschriften in Zukunft 
die Gefahr besteht, daß immer mehr deutsche 
Schiffe auf anderen Flaggen ausweichen, und 
womit begründet die Bundesregierung ihre 
Ansicht? 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um den ungeschmälerten 
Fortbestand einer unter deutscher Flagge se- 
gelnden Handelsflotte zu gewährleisten, und 
wie ist der Stand der Beratungen innerhalb 
der Bundesregierung bei der Überprüfung der 
Schiffsbesetzungs- und Ausbildungsordnung 
mit dem Ziel einer Lockerung der vorhandenen 
strengen Bestimmungen? 


Hat die Bundesregierung beim weiteren Aus- 
bau der Bundesstraße 462 (Murgtalstraße) eine 
Verlegung der Ortsdurchfahrt der Gemeinde 
Forbach-Langenbrand, der anerkanntermaßen 
schlechtesten Teilstrecke in diesem Bereich, in 
Aussicht genommen, um so der Erhöhung der 
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Verkehrssicherheit, der Verbesserung der Um- 
weltbedingungen in dem tief eingeschnittenen 
Tal und insbesondere einer Entlastung des 
Wohngebiets zu dienen, nachdem hier bereits 
schwere leicht zu einer Katastrophe sich ent- 
wickelnde Unfälle zu beklagen waren? 


63. Abgeordneter Wie beabsichtigt die Bundesregierung die völ- 
Link lig unbefriedigende Verkehrsregelung der 

(CDU/CSU) vierspurigen Schnellstraße vom Main-Taunus- 

Zentrum (Frankfurt, Main) nach Königstein, 
Taunus, die in eine an vielen Tageszeiten 
überlastete Landstraße endet, zu lösen, und 
bis wann ist damit zu rechnen? 


64. Abgeordneter 

Link 


(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Aus- 
bau der B 8 von Frankfurt in den Taunus 
(Königstein) als Entlastung für den Ausflugs- 
verkehr über den derzeitigen Stand hinaus? 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der 
steigenden Arbeitslosenzahl im Einzugsbereich 
des Oberzentrums Braunschweig (Salzgitter — 
Braunschweig — Wolfsburg) das Bundesbahn- 
ausbesserungswerk Braunschweig zu erhalten 
und die Zahl der Arbeitsplätze um mindestens 
200 zu erhöhen, für die werkstattmäßig alle 
Voraussetzungen gegeben sind? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Entwicklung der Stadt Isny, die als Unter- 
zentrum und Landesausbauort eingestuft ist, 
durch die mit einer völligen Einstellung des 
Güterverkehrs auf der Bundesbahnstrecke 
Leutkirch — Isny und des Gesamtverkehrs auf 
der Bundesbahnstrecke Kempten — Isny ver- 
bundenen schweren Nachteilen für ihre Wirt- 
schaft in einer der landesplanerischen Ziel- 
setzung völlig zuwiderlaufenden Weise be- 
einträchtigt würde, zumal ein ausreichender 
Anschluß Isnys an ein modernes Bundesfern- 
straßennetz nicht besteht? 

Wird die Bundesregierung den berechtigten 
Forderungen der Stadt Isny, der zuständigen 
Gewerkschaften und der Wirtschaft dieses 
Raumes entsprechend darauf hinwirken, daß 
auf der Bundesbahnstrecke Leutkirch — Isny 
wenigstens der Güterverkehr auch künftig er- 
halten bleibt, der schon jetzt nur einen mini- 
malen Kostenaufwand für die Deutsche Bun- 
desbahn mit sich bringt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
den verfügten Einstellungsstopp und die einge- 
schränkte Nachwuchsausbildung die Funktions- 
fähigkeit der Bundesbahnausbesserungswerk- 
stätte in Glückstadt beeinträchtigt bzw. in 
Frage gestellt wird, und was gedenkt die 
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Bundesregierung zu tun, diesen Betrieb der 
Deutschen Bundesbahn auf jeden Fall unter 
Berücksichtigung der schwierigen Wirtschafts- 
struktur im Raume Glückstadt zu erhalten? 


69. Abgeordneter 

Dr. Unland 

(CDU/CSU) 


Was sind konkret die Fragen im Streckenab- 
schnitt Bottrop — Wermelskirchen der BAB 
A31, von deren Klärung der Baubeginn auf 
dem Streckenabschnitt Bottrop — Gronau ab- 
hängig gemacht wird? 


70. Abgeordneter Wann rechnet die Bundesregierung mit der 
Dr. Unland Beantwortung dieser Fragen? 

(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Kann damit gerechnet werden, daß der Bau 
der Rheinbrücke zwischen Bingen und Ingel- 
heim unmittelbar nach Fertigstellung der Kob- 
lenzer Südbrücke in Angriff genommen wird? 


72. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die Bestrebungen 
fördern, einen Basistunnel nach den Plänen des 
Internationalen Eisenbahnverbandes unter dem 
Brenner zur besseren Gestaltung und Hebung 
der Leistungsfähigkeit der wichtigsten Eisen- 
bahnverbindung zwischen Deutschland und 
Italien zu bauen? 


73. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Welche rechtlichen Möglichkeiten bestehen 
und welche Empfehlungen gibt die Bundes- 
regierung, um Schwerbehinderten, insbeson- 
dere Rollstuhlfahrern, in Zonen knappen Park- 
raumes für ihre Fahrzeuge angemessene Park- 
möglichkeiten zu gewähren? 


74. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung 
Schwerbehinderter, daß abgerundete Bord- 
steine für Rollstuhlfahrer — aber auch zum 
Beispiel für Kinderwagen — Erleichterungen 
bringen? 


75. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


Inwieweit läßt sich nach Ansicht der Bundes- 
regierung die Entscheidung der Deutschen 
Bundesbahn, im Zuge von Rationalisierungs- 
maßnahmen den Stüdegutbahnhof Sobernheim 
im Landkreis Bad Kreuznach zu schließen, mit 
den Förderungsplänen von Bund und Ländern 
in Einklang bringen, wonach Sobernheim zu 
einem Schwerpunktort ausgebaut werden soll? 


76. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
der Landespostdirektion Berlin Weisung gege- 
ben hat, in einer für 1976 geplanten Sonder- 
marken-Serie über „Berliner Bezirkswappen" 
lediglich die zwölf Westberliner Bezirke vor- 
zusehen? 
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77. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß durch die Nichteinbeziehung der 
Wappen der acht Ostberliner Bezirke die gel- 
tende Berliner Verfassung, die von einem 
Gesamtberlin ausgeht, nicht nachdrüdclich be- 
rücksichtigt wird? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
im Zuge der kommunalen Neugliederungen die 
Ortsnetzbereiche des öffentlichen Fernsprech- 
netzes den kommunalen Neugliederungen an- 
gepaßt werden, und kann sie Angaben darüber 
machen, wann die Einführung eines großraum- 
orientierten Gesprächstarifs in den von der 
Gebiets- und Verwaltungsreform betroffenen 
Gemeinden des Braunschweiger Umlands rea- 
lisiert wird? 

Trifft es zu, daß im Rahmen der geplanten 
Postverwaltungsreform das Postamt Marktred- 
witz in den Bereich der Oberpostdirektion Re- 
gensburg eingegliedert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnungr Bauwesen und Städtebau 


80. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CPU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


82. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, in die Förderung nach dem Investitions- 
zuschußgesetz vom 27. Dezember 1974 auch 
solche förderungswürdigen Vorhaben des so- 
zialen Wohnungsbaus einzubeziehen, die we- 
gen Ausschöpfung der bereitstehenden öffent- 
lichen Mittel nicht öffentlich gefördert werden 
können? 

Auf welche Weise ermitteln die Ressorts den 
Grad der Dringlichkeit von Hochbauvorhaben, 
die aus ihren jeweiligen Einzelplänen finan- 
ziert werden sollen, und mit welchen Methoden 
legt die Bundesregierung über die Ressort- 
grenzen hinweg den Dringlichkeitsgrad von 
Hochbaumaßnahmen fest? 

Sind Baugesellschaften, die mit öffentlichen 
Mitteln bauen, bei der Vergabe ihrer Auf- 
träge an die Bestimmungen der VOB gebun- 
den, und wenn nein, aus welchen Gründen 
nicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


83. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wann hat die Bundesregierung der „DDR" 
gegenüber offiziell die Forderung unterbreitet, 
auf Grund der von uns zu zahlenden Transit- 
gebühren, endlich eine straßenbauliche Ver- 
besserung der Autobahn Helmstedt/Berlin in 
Angriff zu nehmen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


84. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung die in den Nieder- 
landen erforschte neue Technologie, Energie 
durch Windturbinen innerhalb und außerhalb 
des Küstenbereichs zu erzeugen, bekannt, und 
kann die Bundesregierung sagen, ob diese 
Technologie auch in der Bundesrepublik 
Deutschland, zumindest in den norddeutschen 
Küstenländern, anwendbar wäre, und würde 
sich damit für die weitere Zukunft die Diskus- 
sion um die Kernenergie entspannen? 


85. Abgeordneter 

Zywietz 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Ver- 
einigten Staaten von Amerika mit der Begrün- 
dung unzureichender Sicherheitsregelungen 
schon einmal die Lieferung von Uran außer- 
halb der Vereinigten Staaten von Amerika 
untersagt haben? 


86. Abgeordneter 
Zywietz 
(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß 
durch die selbständige und einseitige Bestim- 
mung von Sicherheitsregelungen durch die 
Behörden der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika die Liefersicherheit für Uran aus Amerika 
in die Bundesrepublik Deutschland gefährdet 
sein könnte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


87. Abgeordneter 
Spilker 
(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung den 
offensichtlichen Widerspruch, daß sich Wehr- 
dienstleistende nach dem Arbeitsplatzschutz- 
gesetz bereits vor Ableistung des Wehrdien- 
stes um einen Arbeitsplatz für die Zeit nach 
Beendigung des Wehrdienstes bewerben kön-. 
nen, Entwicklungsdienstleistenden dies aber 
nicht möglich ist, obwohl der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit am 28. Fe- 
bruar 1969 vor dem Deutschen Bundestag er- 
klärte, der Entwicklungsdienst sei dem Wehr- 
dienst völlig gleichgestellt? 


Bonn, den 9. Mai 1975 
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